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Vorblatt 


Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushalt srechnung für das Rechnungsjahr 1966 auf- 
grund der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 

und 

nachträgliche Genehmigung der über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben für das Rechnungsjahr 1966 

(Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses) 


A. Problem 

Der Haushaltsausschuß hat die Beratung über die Entlastung 
der Bundesregierung für das Rechnungsjahr 1966 erstmalig nach 
Maßgabe der seit dem 1. Januar 1970 in Kraft getretenen Bun- 
deshaushaltsordnung durchgeführt. Er hat in seine Beratungen 
auch die über- und außerplanmäßigen Ausgaben aufgrund der 
Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung — Drucksache V/2925 — 
einbezogen. Die bisher nach der Reichshaushaltsordnung erfor- 
derliche nachträgliche Genehmigung dieser Ausgaben ist seit 
Inkrafttreten der Bundeshaushaltsordnung entfallen. 


B. Lösung 

Der Bundesregierung kann für das Rechnungsjahr 1966 gemäß 
Artikel 114 GG nach Maßgabe des § 114 BHO Entlastung erteilt 
werden. Die überplanmäßigen/außerplanmäßigen Ausgaben 
1966 können mit der Feststellung zur Kenntnis genommen wer- 
den, daß die bisher nach der RHO erforderliche nachträgliche 
Genehmigung seit Inkrafttreten der BHO entfällt. Die Bundes- 
regierung soll ersucht werden, den Feststellungen und Bemer- 
kungen des Haushaltsausschusses bei der Aufstellung und Aus- 
führung der Bundeshaushaltspläne Rechnung zu tragen, der 
Auslegung haushaltsrechtlicher Vorschriften zu entsprechen, bei 
der Bewilligung von überplanmäßigen/ außerplanmäßigen Aus- 
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gaben einen strengeren Maßstab anzulegen, die Beanstandun- 
gen der Handlungsweise einzelner Bediensteter diesen zur 
Kenntnis zu bringen und die Durchführung der gebotenen Maß- 
nahmen zu überwachen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2818 


Sachgebiet 63 


Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über die Anträge des Bundesministers der Finanzen 

betr. Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1966 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 

— Drucksache V/4066 — 


betr. Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1966 

hier: Nachträgliche Genehmigung der über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben 

— Drucksache V/2925 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Esters 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundesregierung wird für das Rechnungsjahr 1966 auf- 
grund der Bundeshaushaltsrechnung (Sonderdruck zu Druck- 
sache V/2925), den dazu vorliegenden Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes (einschließlich Bundesvermögens- 
rechnung — Drucksache V/4066 S. 4 bis 30 — ) und den Erklä- 
rungen der sonstigen Prüfungsbeauftragten (Drucksache 
V/4066 S. 104/105) gemäß Artikel 114 nach Maßgabe des 
§ 114 BHO (bisher § 108 Abs. 2 RHO) Entlastung erteilt. 

2. Die in Anlage I der Bundeshaushaltsrechnung — Drucksache 
V/2925 — dargestellten über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben werden mit der Feststellung zur Kenntnis genommen, 
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daß die bisher nach § 83 Abs. 1 Satz 2 RHO erforderliche 
nachträgliche Genehmigung dieser Ausgaben seit Inkraft- 
treten der Bundeshaushaltsordnung entfällt. 

Die Vierteljahresübersichten zu den über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben im Rechnungsjahr 1966 — Drucksachen 
V/881, V/991, V/1199, V/1885 — werden mit der Beschluß- 
fassung zur Drucksache V/2925 für erledigt erklärt. 

3. Die Denkschrift des Bundesrechnungshofes (Drucksache 
V/4066 S. 31 bis 90) wird zur Kenntnis genommen. 

4. Der Deutsche Bundestag faßt folgende Entschließung: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung 
und der Ausführung der Bundeshaushaltspläne den Fest- 
stellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 
(Anlage) Rechnung zu tragen, 

b) der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen wird 
ersucht, dafür Sorge zu tragen, daß den Feststellungen 
des Haushaltsausschusses zur Auslegung haushaltsrecht- 
licher Vorschriften (Anlage) entsprochen wird und Maß- 
nahmen unter Berücksichtigung der Bemerkungen des 
Haushaltsausschusses (Anlage) zur Steigerung der Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung in die Wege geleitet wer- 
den, 

c) der Deutsche Bundestag erwartet, daß der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen bei der Bewilligung von 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach § 37 BHO 
einen strengeren Maßstab anlegt, 

d) die Bundesminister werden ersucht, die Beanstandungen 
der Handlungsweise einzelner Bediensteter diesen zur 
künftigen Beachtung zur Kenntnis zu bringen und die 
Durchführung der gebotenen zivilrechtlichen und dis- 
ziplinarischen Maßnahmen unter Beachtung der Einzel- 
bemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) zu 
überwachen. 


Bonn, den 11. November 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Esters 

Berichterstatter 
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Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 

Der Haushaltsausschuß faßt das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses zur Entlastung der Bundesregierung aufgrund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1966 
erstmalig nach Maßgabe der seit dem 1. Januar 1970 in Kraft getretenen Bundes- 
haushaltsordnung in den folgenden Feststellungen und Bemerkungen zusammen. 

Er hat in diese Beratungen auch seine Feststellungen zu den über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben aufgrund der Anlage I der Bundeshaushaltsrechnung — Druck- 
sache V/2925 - aufgenommen, nachdem in der Bundeshaushaltsordnung eine 

nachträgliche Genehmigung dieser Ausgaben entsprechend dem bisher geltenden 
§ 83 der Reichshaushaltsordnung entfallen ist. 


TEIL I 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung (einschließlich der 
Bundesvermögensrechnung sowie der Jahres- 
rechnung des Ausgleichsfonds und des ERP- 
Sondervermögens) für das Rechnungsjahr 1966 

Allgemeines 

Stand der Entlastung für frühere Rechnungsjahre 
Rechnungsergebnisse des ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalts 

Zu Tz 1 bis 8 

Die Angaben sollen dem Parlament Hinweise über 
den Stand der Entlastung und das Volumen des zur 
Entlastung anstehenden Haushaltsjahres geben. 

Das Entlastungsverfahren für das Haushaltsjahr 
1965 ist inzwischen abgeschlossen, nachdem der 
Deutsche Bundestag am 2. Juli 1969 der Bundesre- 
gierung für das Haushaltsjahr 1965 aufgrund der 
Bundeshaushaltsrechnung, der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes und der Erklärungen der 
sonstigen Prüfungsbeauftragten gemäß Artikel 114 
GG nach Maßgabe des § 108 Abs. 2 RHO Entlastung 
erteilt hat und der Bundesrat seinen Entlastungs- 
beschluß am 26. April 1968 gefaßt hatte. 

Der Bundesrat hat am 20. Juni 1969 beschlossen, der 
Bundesregierung auch wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Haushaltsjahr 1966 aufgrund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes Entlastung 
gemäß § 108 Abs. 1 RHO zu erteilen. 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Zu Tz 9 bis 10 

Der Ausschuß nimmt die Pflichtbemerkungen des 
Bundesrechnungshofes nach der Reichshaushalts- 
ordnung zur Kenntnis. 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

Zu Tz 11 

Der Bundesminister des Innern hat inzwischen den 
Zuwendungsempfänger (Nationales Olympisches 
Komitee) aufgefordert, Bücher und Belege zur ab- 
schließenden Klärung des Sachverhalts bereit zu 
halten. 

Der Bundesrechnungshof hat daraufhin am Sitz des 
Zuwendungsempfängers die Unterlagen mit dem Er- 
gebnis geprüft, daß nunmehr der Verwendungs- 
nachweis für die Bundeszuwendungen als erbracht 
anzusehen ist. 

Der Ausschuß nimmt von der Würdigung der An- 
gelegenheit durch den Bundesrechnungshof zustim- 
mend Kenntnis. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Zu Tz 12 bis 18 

Der Ausschuß wurde dahin gehend unterrichtet, daß 
der Bundesminister für Verkehr inzwischen zu Text- 
ziffer 14 mitgeteilt hat, er werde im Rahmen der lau- 
fenden Rationalisierungsmaßnahmen dem Werk- 
stättendienst der Bundeswasser- und Schiffahrts- 
verwaltung (BWSV) besondere Aufmerksamkeit 
schenken. Er strebt mit Hilfe einer von besonderen 
Fachkräften methodisch durchzuführenden analyti- 
schen Arbeitsbewertung ein ausgewogeneres Ver- 
hältnis zwischen den einzelnen Handwerker-Lohn- 
gruppen an, das dem Tarifrecht entspricht und auf 
einen Abbau von zu hoch bemessenen Einreihungen 
in den Lohngruppen hinwirkt. 

Die bisher geltenden Richtlinien für zuschlagsbe- 
rechtigte Arbeiten des Personals der BWSV (Tz 17) 
wurden durch den Tarifvertrag über Lohnzuschläge 
demgemäß § 29 MTB 11 für Arbeiter des Bundes vom 
9. Mai 1969 (GMBl 1969 S. 290) ersetzt. In diesem 
Tarifvertrag sind die Lohnzuschläge nunmehr auch 
für den Bereich der BWSV einheitlich festgesetzt. 
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Die als Zuwendung (Weihnachtsgeld) zuviel ge- 
zahlten, unter die Ausschlußfrist des § 72 MTB II 
fallenden Beträge (Tz 18), sind im Rahmen der be- 
stehenden Möglichkeiten eingezogen worden. Durch 
einen weiteren Runderlaß hat der Bundesminister 
für Verkehr sichergestellt, daß die nachgeordneten 
Dienststellen seiner Verwaltung die Tarifvorschrif- 
ten richtig anwenden. 

Der Ausschuß hat sich der dargestellten Würdi- 
gung des Tatbestandes angeschlossen und betrachtet 
die Angelegenheit wegen der von der Verwaltung 
getroffenen Maßnahmen als erledigt. 

Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Zu Tz 19 bis 30 

Der Bundesrechnungshof hat aus Anlaß der im 
Rechnungsjahr 1966 geleisteten Ausgaben auf die 
bei der Anwendung der Trennungsgeldverordnung 
festgestellten Mängel aufmerksam gemacht. Der 
Ausschuß hat wiederholt die relativ hohen überplan- 
mäßigen Ausgaben im Bereich des Trennungsgeldes 
angesprochen. 

Nach Erörterung des Sachverhalts hat der Ausschuß 
die Bundesregierung ersucht zu prüfen, 

1. wie die Trennungsgeldverordnung klarer und da- 
mit praktikabler gefaßt werden könnte, um 
zugleich Auswüchse der vom Bundesrechnungs- 
hof berichteten Art für die Zukunft auszuschlie- 
ßen, 

2. in welcher Weise die Anreize zum Umzug — 
einschließlich des Umzugs in eine teure Woh- 
nung — - verstärkt werden könnten, 

3. was sonst geschehen könnte, um die Fälle von 
längerwährenden Trennungsgeldzahlungen zu 
beschränken, 

und das Ergebnis der Prüfung mit einer Stellung- 
nahme des Bundesrechnungshofes dem Ausschuß 
vorzulegen. 

Zu Tz 31 

Im Ausschuß wird dargelegt, daß es zutrifft, daß das 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung gegen 
eine ministerielle Weisung verstoßen hat. Im Zuge 
der Prüfung ist aber das Bundesverteidigungsmi- 
nisterium zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Handlungsweise des Bundesamtes berechtigt und 
gegenüber der ursprünglichen Weisung des Ministe- 
riums vorzuziehen war. Insofern hätten Schaden- 
ersatzansprüche und disziplinarische Maßnahmen 
nicht geltend gemacht werden können. Nach einer 
im einzelnen dargestellten Abwicklung des Pro- 
jekts im Rahmen des Torpedo-Programms wurde 
der Bundesminister der Verteidigung ersucht, 

1. nochmals unter Anlegung strenger Maßstäbe 
zu prüfen, ob hier Schadenersatzansprüche gel- 
tend gemacht werden können, 

2. im Bereich der Beschaffung künftig rechtzeitig 
Maßnahmen zu treffen, wenn ministerielle Wei- 
sungen nicht befolgt oder durch nachgeordnete 
Behörden zum Schaden des Bundes umgangen 
werden. 


Die Stellungnahme des Bundesministers der Ver- 
teidigung liegt inzwischen vor. 

Einzelplan 24 — Bundesschatzminister 

Zu Tz 32 

Der Ausschuß hat aufgrund der Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes die Erwartung ausge- 
sprochen, daß der Bundesminister der Finanzen 
sicherstellt, daß Baumaßnahmen erst dann einge- 
leitet werden, wenn sie ausreichend vorbereitet und 
mit anderen mit ihnen zusammenhängenden Maß- 
nahmen koordiniert worden sind, und den Bundes- 
minister der Finanzen ersucht, die Schadenersatz- 
frage zu prüfen und dem Ausschuß über das Ergeb- 
nis zu berichten. 

Der Bericht liegt inzwischen vor. 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung 

Zu Tz 33 bis 35 

Nach Darlegung des Sachstandes hat sich der Aus- 
schuß der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
angeschlossen und den Bundesminister des Innern 
ersucht, mehr als bisher auf die anderweitige Ver- 
wendung der Bestände hinzuwirken. 

Zu Tz 36 bis 38 

Der Ausschuß ist der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes beigetreten und hat den Bundesmini- 
ster des Innern ersucht, nachdrücklich darauf hinzu- 
wirken, daß die lagernden Bestände so schnell wie 
möglich abgebaut werden und der Lagerraum für 
andere Zwecke frei gemacht wird. 

Zu Tz 39 bis 44 

Der Ausschuß wurde über den Stand der Abwick- 
lung der Baumaßnahmen zur Errichtung von Mehr- 
zweckbauten im Bereich der zivilen Verteidigung 
und die dabei aufgetretenen Schwierigkeiten unter- 
richtet. Der Bundesminister der Finanzen hat sich 
darum bemüht, das Verfahren der Abwicklung sol- 
cher Baumaßnahmen zu verbessern. 

Der Ausschuß trat der in Tz 54 niedergelegten Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes bei und ersuchte 
den Bundesminister der Finanzen, 

1. bis zum 30. September 1971 über die weitere 
Behandlung der beanstandeten Fälle zu berich- 
ten, 

2. dafür Sorge zu tragen, daß die noch fehlenden 
Verwendungsnachweise alsbaldig vorgelegt wer- 
den, 

3. dafür zu sorgen, daß künftig ein pauschaliertes 
Verfahren der Abwicklung gleichartiger Bauvor- 
haben eingeführt wird. 

Der Bericht ist inzwischen eingegangen. 

Der Ausschuß nimmt im übrigen von der ergänzen- 
den Erklärung des Bundesrechnungshofes Kenntnis, 
daß bei neueren gleichartigen Bauvorhaben ähnliche 
Mängel nicht mehr festgestellt worden sind. 
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Bemerkungen zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben 

Zu Tz 45 bis 47 

Der Ausschuß hat die festgestellten Mängel im Zu- 
sammenhang mit der Beratung der über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben aufgrund der Anlage I der 
Bundeshaushaltsrechnung — Drucksache V/2925 — 
erörtert. 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß bei einem Teil der 
Ausgaben die Behandlung als Haushaltsüberschrei- 
tung hätte vermieden werden können. Zum Teil 
sind Ansätze für Ausgaben, zu deren Leistung eine 
Rechtspf licht bestand, überschritten worden, weil 
sie von vornherein nicht realistisch genug geschätzt 
worden sind. In zahlreichen Fällen ist wieder, wie 
bereits in den Vorjahren, versäumt worden, im 
Laufe der Haushaltsberatungen, wenigstens in den 
Fällen von erheblicher finanzieller Bedeutung, die 
nach Aufstellung des Voranschlags eingetretene Ent- 
wicklung durch Änderung des Ansatzes zu berück- 
sichtigen. 

Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben belie- 
fen sich im Rechnungsjahr 1966 auf rund 2,4 Mrd. 
DM, das sind 3,5 v. H. des Haushaltsvolumens. Im 
Vergleich zu anderen Jahren war diese Überschrei- 
tung noch relativ gering. Der weitaus größte Teil der 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben mußte auf- 
grund rechtlicher und vertraglicher Verpflichtungen 
geleistet werden. Hierbei ging es um die Frage, 
inwieweit die Schätzungsmethoden verbesserungs- 
fähig sind. 

Der Ausschuß hat vor allem die Leistung von über- 
planmäßigen Ausgaben ohne die Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen nach § 33 RHO miß- 
billigt und die Bundesregierung ersucht, Maßnah- 
men zu treffen, die eine Wiederholung dieses Ver- 
fahrens ausschließen. 

Der Ausschuß nahm die Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes zum Anlaß, die Bundesregierung 
generell zu ersuchen, künftig Ausgaben aufgrund 
von Verwaltungsvorschriften nur im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel in An- 
spruch zu nehmen. 

Zu Tz 48 

Der Ausschuß hat das vom Bundesrechnungshof fest- 
gestellte Verfahren der Haushaltsführung bei Kap. 
14 02 Tit. 309a mißbilligt und die Erwartung ausge- 
sprochen, daß der Bundesminister der Verteidigung 
sicherstellt, daß bei der Haushaltsführung die durch 
die Bundeshaushaltsordnung gesetzten Grenzen un- 
ter allen Umständen gewahrt werden. Der Bundes- 
minister der Verteidigung hat im Verlauf der weite- 
ren Erörterungen die Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes nicht mehr bestritten. Er hat zur wei- 
teren Straffung und Koordinierung der wehrtechni- 
schen Programme in seiner Abteilung Wehrtech- 
nik einen Beauftragten für Vertragswesen, wehr- 
technische Planung und Titelverwaltung eingesetzt. 
Der Bundesrechnungshof hat wegen Zeitablaufs 
seine Forderung nach disziplinarischer Untersuchung 
nicht weiter verfolgt. 


Buchungen an unrichtiger Stelle 

Zu Tz 49 und 50 

! Der Ausschuß hat die Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zur Kenntnis genommen. 

Vorbehalte 

Zu Tz 51 bis 53 

Die Vorbehalte sind durch die gesetzliche Neurege- 
lung gegenstandslos geworden. 

Vermögensrechnung 

Zu Tz 54 bis 59 

Der Ausschuß nimmt von der Darstellung des Bun- 
desrechnungshofes Kenntnis. 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit 

Zu Tz 60 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis. Er wird anläßlich eines 
in den Bemerkungen 1967 enthaltenen umfang- 
reichen Berichts über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit auf die Angelegen- 
heit zurückkommen. 


TEIL II 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 

Einleitung 

Zu Tz 1 bis 4 

Die Ausführungen des Bundesrechnungshofes enthal- 
ten außer den üblichen Hinweisen zur Denkschrift 
des Bundesrechnungshofes Angaben über die Zusam- 
menarbeit des Bundesrechnungshofes mit anderen 
Rechnungshöfen und über seine Beteiligung an der 
Haushaltsrechtsreform. 

Den Entwurf eines neuen Organisationsgesetzes für 
den Bundesrechnungshof hat die Bundesregierung 
den gesetzgebenden Körperschaften bisher noch 
nicht vorgelegt. 

Keine weiteren Bemerkungen des Ausschusses. 

Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Zusammenfassung 

Zu Tz 5 bis 7 

Die Ausführungen des Bundesrechnungshofes sollen 
die zusammenfassende Würdigung der Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der Bundesregierung er- 
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leichtern und stellen die Gründe heraus, die — vom 
Einzelfall losgelöst — häufig zu Mängeln beim Haus- 
haltsvollzug geführt haben. 

Der Ausschuß hat die Ausführungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis genommen. 


Zuwendungen an Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung (§ 64 a RHO) 

Zu Tz 8 bis 21 

Die Prüfungshinweise führen allgemein wiederkeh- 
rende Mängel auf, die sich bei der Prüfung der Zu- 
wendungen ergeben haben, während die besonders 
gravierenden Einzelfälle noch in den besonderen 
Prüfungsergebnissen dargestellt werden. Der Aus- 
schuß geht davon aus, daß die Bundesregierung 
künftig dafür Sorge trägt, daß ihre Richtlinien über 
die Gewährung von Zuwendungen an Stellen außer- 
halb der Bundesverwaltung sorgfältiger beachtet 
werden und daß die Ressorts mit Nachdruck darauf 
hinwirken, von den Zuwendungsempfängern die 
Vorlage von Wirtschaftsplänen zu verlangen. 

Der Ausschuß erwartet vom Bundesrechnungshof 
einen Bericht über die Zuwendungspraxis bei den 
beanstandeten Einzelfällen, aus dem hervorgeht, wie 
es dazu kommt und welche Folgen sich daraus er- 
geben haben, daß die Mittel in vielen Fällen erst 
gegen Ende des Jahres in so starkem Umfang ab- 
fließen und ob die festgestellten Mängel zu finan- 
ziellen Nachteilen für den Bund geführt haben. 


Kreditaufnahme durch Dritte 

Zu Tz 22 bis 26 

Der Ausschuß hat die Ausführungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis genommen. 


Die Entwicklung des Personalstandes und der Per- 
sonalausgaben des Bundes in den Rechnungsjahren 
1960 bis 1968 (ohne Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, 
Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost) 

Zu Tz 27 bis 33 

Der Ausschuß hat die Bundesregierung ersucht, sich 
nachdrücklich dafür einzusetzen, daß auf die Auf- 
gaben, die durch die politische, gesellschaftliche oder 
technische Entwicklung überholt oder gegenüber 
früherer Betrachtung unwichtig geworden sind, eben- 
so verzichtet wird, wie auf Aufgaben, bei denen der 
Aufwand in keinem angemessenen Verhältnis zum 
Erfolg steht, daß zu diesem Zweck die Aufgaben- 
kataloge der Ressorts systematisch durchforstet wer- 
den, daß neuer Personalbedarf in erster Linie durch 
Umsetzen von Dienstkräften unter Zurückstellung 
weniger vordringlicher Arbeiten gedeckt wird und 
schließlich, daß Beamte und unkündbare Angestellte 
mit einseitigen Spezialkenntnissen bei Fortfall der 
Spezialaufgaben rechtzeitig und systematisch umge- 
schult werden, damit ihre Unterbringung in anderen 
Bereichen ermöglicht wird. 


Die elektronische Datenverarbeitung 
in der Bundesverwaltung 

Zu Tz 34 bis 42 

Der Ausschuß hat die Bundesregierung ersucht, 
sicherzustellen, daß bei allen laufenden und künf- 
tigen EDV-Planungen die in den Tz 34 bis 42 enthal- 
tenen Empfehlungen beachtet und Mittel für die 
Anschaffung von Datenverarbeitungsanlagen in den 
Entwurf des Haushaltsplans erst eingestellt werden, 
wenn Berichte über Voruntersuchung und Detail- 
planung vorliegen, die zu einer positiven Beurtei- 
lung insbesondere hinsichtlich der Zielsetzung, der 
Gesamtkonzeption mit Zeitplan, der geplanten Ver- 
fahren, der Erfolgsaussichten und der voraussicht- 
lichen kostenmäßigen und personellen Auswirkun- 
gen führen. 

Der Ausschuß erwartet vom Bundesminister des In- 
nern einen Bericht über die Arbeit der in seinem Ge- 
schäftsbereich eingerichteten Koordinierungsstelle 
für die EDV. 


Übertragung von Aufgaben aus den Bundesministe- 
rien auf das Bundesverwaltungsamt und andere Bun- 
desbehörden 

Zu Tz 43 bis 47 

Der Ausschuß stellt ergänzend zu den Darlegungen 
des Bundesrechnungshofes fest, daß der Bundes- 
minister des Innern inzwischen bis Ende 1968 eine 
Reihe weiterer Zuständigkeiten aus seinem Hause an 
das Bundesverwaltungsamt abgegeben hat. In eini- 
gen anderen Bereichen, z. B. Kulturaufgaben, Ange- 
legenheiten der Wohlfahrtspflege und des Auswan- 
derungswesens, wird die Frage der Zuständigkeits- 
änderung noch geprüft. Das Auswärtige Amt hat 
die Zentralstelle für das Auslandsschulwesen dem 
Bundesverwaltungsamt angegliedert. Bezüglich der 
Sprachenaiisbildung besteht zwischen den beteiligten 
Bundesministerien grundsätzlich Einverständnis dar- 
über, daß die Sprachenausbiidung der Bundesbeam- 
ten bei der Bundessprachenschule der Bundeswehr 
zusammengefaßt werden soll. Das Bundesininiste- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit hatte die 
Übertragung von Aufgaben vorerst abgelehnt. Der 
Bundesrechnungshof hat daraufhin wegen der bisher 
noch nicht durchgeführten Übertragung von Zu- 
ständigkeiten, namentlich aus dem Bereich des frühe- 
ren Bundesministers für Familie und Jugend, Anfang 
1970 nochmals Erhebungen durchgeführt und in 
einem Schreiben vom 14. April 1970 an den Bundes- 
minister des Innern und an den jetzt zuständigen 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit das Ergebnis und seine Vorschläge nochmals 
erläutert. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat nach eingehender Prüfung mit Schrei- 
ben vom 11. Februar 1971 seine Bereitschaft zum 
Ausdruck gebracht, eine Reihe von Aufgaben an das 
Bundesverwaltungsamt abzugeben. Die Bereitschaft 
beziehe sich z. B. auf die Abwicklung des Beitrags 
an internationale Familienorganisationen, den Bau 
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von Familienferienstätten, die Beihilfen an jugend- 
liche Zuwanderer sowie auf zentrale Bauvorhaben 
für Jugendbildungsstätten entlang der Zonengrenze, 
für Jugendherbergen, die Abwicklung der recht- 
lichen Fürsorgeverpflichtung des Bundes und die 
Beihilfen an Wohlfahrtsverbände. 

Der Ausschuß hat davon Kenntnis genommen, daß 
die angesprochenen Ministerien, insbesondere der 
Bundesminister des Innern, inzwischen weitere Auf- 
gaben auf das Bundesverwaltungsamt übertragen 
haben. Der Bundesminister des Innern und der Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
wurden ersucht, bis zur Beratung des Bundeshaus- 
halts 1972 jeweils für ihren Bereich über den Sach- 
stand zu berichten und Vorschläge zu unterbreiten. 


Vorschläge für die Erledigung von Verwaltungs- 
aufgaben im Geschäftsbereich des Bundesministers 
für gesamtdeutsche Fragen 

Zu Tz 48 

Den Vorschlägen für die Erledigung von Verwal- 
tungsaufgaben im Geschäftsbereich des ehemaligen 
Bunclesministers für gesamtdeutsche Fragen ist das 
Ministerium inzwischen im wesentlichen gefolgt. Die 
Aufgaben werden jetzt von der Bundesanstalt für 
gesamtdeutsche Aufgaben wahrgenommen. Der Aus- 
schuß hat von der getroffenen Regelung zustimmend 
Kenntnis genommen und den Bundesminister für in- 
nerdeutsche Beziehungen ersucht, der beschleunigten 
Unterbringung der freigewordenen Bediensteten be- 
sondere Aufmerksamkeit zu widmen und bis zu den 
Haushaltsberatungen 1972 über den Sachstand zu 
berichten. Der Bericht ist inzwischen eingegangen. 


Bundesstatistiken 

Zu Tz 49 bis 51 

Der Bundesminister des Innern ist ersucht worden, 
bis zum 30. September 1971 zu berichten, welche 
Maßnahmen er aufgrund des Gutachtens des frühe- 
ren Präsidenten des Statistischen Bundesamtes, Dr. 
Fürst, zur Überprüfung des Programms der Bundes- 
statistiken getroffen hat. Im übrigen geht der Aus- 
schuß davon aus, daß der Bundesrechnungshof den 
Fragenkomplex weiter beobachtet und sobald sich 
Anlaß bietet, den gesetzgebenden Körperschaften 
erneut berichten wird. 


Besondere Prüfungsergebnisse 

Einzelplan 04 — Bundeskanzler 

und Bundeskanzleramt 

Zu Tz 52 

Der Ausschuß mißbilligte das Verhalten der Ver- 
waltung. Da die Angestellte nunmehr nach der Er- 
klärung des Bundeskanzleramtes entsprechend ihrer 
Eingruppierung beschäftigt wird, sah der Ausschuß 
die Angelegenheit als erledigt an. 


Zu Tz 53 

Es wurde festgestellt, daß auch ein inzwischen er- 
teilter weiterer Auftrag zu regelmäßigen Umfragen 
an ein drittes Institut (infas) — ■ daneben liefen wie 
bisher die Aufträge an das Institut für Demoskopie, 
Allensbach und an Emnid, Bielefeld — ohne Wett- 
bewerb erteilt worden ist, während einem Auftrag 
an die Firma infra-test auf laufende Durchführung 
einer fernmündlichen Meinungsumfrage zur Erfolgs- 
kontrolle der Öffentlichkeitsarbeit Inland dagegen 
ein ausreichender Wettbewerb vorangegangen ist. 
Unter Hinweis auf die Verdingungsordnung für Lei- 
stungen wurde die Bundesregierung ersucht zu ver- 
anlassen, daß vor künftigen Aufträgen regelmäßig 
beschränkte Ausschreibungen oder wenigstens form- 
lose Preisermittlungen vorgenommen werden. Wird 
davon abgegangen, so ist das gewählte Verfahren 
zu begründen. 

Zu Tz 54 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie- 
rung hat angesichts der veränderten politischen Lage 
(große Koalition, Wohlstandsgesetzgebung, aktuelle 
politische Anlässe, neue Bundesregierung) die An- 
zeigenaktionen und Verbreitung von Zeitungsbei- 
lagen verstärkt durchgeführt und dabei den Beden- 
ken des Bundesrechnungshofes im wesentlichen 
Rechnung getragen. Der Ausschuß hat von der Art 
der Erledigung der Beanstandungen zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Tz 55 

Der Ausschuß hat zustimmend zur Kenntnis genom- 
men, daß das Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung den Bedenken des Bundesrechnungs- 
hofes insofern Rechnung getragen hat, daß Infor- 
mationsveranstaltungen der beanstandeten Art nicht 
mehr durchgeführt werden. 

Zu Tz 56 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß das 
Bundespresseamt im Rechnungsjahr 1966 Aufträge 
zur Herstellung von Tonbildschauen ohne Wettbe- 
werb fast ausschließlich einer Firma erteilt hat. Bei 
der Vergabe neuer Aufträge hat das Bundespresse- 
amt inzwischen zwar auch weitere Firmen berück- 
sichtigt, jedoch beschränkte Ausschreibungen oder 
formlose Preisermittlungen nach wie vor nicht durch- 
geführt. Auf Befragen wurde der Ausschuß dahin 
gehend unterrichtet, daß für die Herstellung von 
Tonbildschauen einer Werbefirma aufgrund der ge- 
lieferten Qualität der Vorzug zu geben war. Die 
Frage der Auftragsvergabe an weitere Firmen wird 
aber immer wieder überprüft, da die Fluktuation im 
Bereich der Werbefirmen besonders groß ist und es 
zu gegebener Zeit durchaus möglich sein könne, auch 
noch weitere Firmen zu berücksichtigen. Die Ton- 
bildschauen sollen noch in beschränktem Umfang 
beibehalten werden, weil sie als Initialzündung für 
Diskussionen dienen, die durch einen kurzen Vor- 
trag allein nicht entfacht werden können. Im Rah- 
men einer Erfolgskontrolle ist festgestellt worden, 
daß die Resonanz bei den Befragten außerordentlich 
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gut gewesen ist. Die gesammelten Tonbildschauen 
werden laufend überprüft in dem Bemühen, sie zu 
aktualisieren oder aus dem Verkehr zu ziehen, falls 
sie nicht mehr verwertbar sind. 

Keine weiteren Bemerkungen des Ausschusses. 

Zu Tz 57 

Es wurde beanstandet, daß eine illustrierte Zeitungs- 
beilage iandespolitische Angelegenheiten und die 
Maßnahmen einer Landesregierung weitgehend in 
den Vordergrund gestellt hat. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gebeten, künftig bei ähnlichen Veröffent- 
lichungen auf eine bessere Würdigung der Bundes- 
leistungen hinzuwirken und eine finanzielle Beteili- 
gung der Bundesländer an den Herstellungskosten 
anzustreben. 

Der Ausschuß hat von der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes zustimmend Kenntnis genommen 
und erwartet, daß die Bundesregierung künftig da- 
für sorgt, daß sich derartige Maßnahmen nicht wie- 
derholen. 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

Zu Tz 58 

Der Ausschuß hat zustimmend davon Kenntnis ge- 
nommen, daß die Beanstandung im Zuge des weite- 
ren Prüfungsverfahrens durch das Auswärtige Amt 
erledigt worden ist. 

Zu Tz 59 

Die vom Auswärtigen Amt zurückgeforderten Be- 
träge von zusammen 120 000 DM, die für eine nicht 
zustande gekommene Opern-Aufzeichnung geleistet 
waren, sind inzwischen mit Zinsen zurückgezahlt 
worden. Das Auswärtige Amt hat eine schriftliche 
Beantwortung der Frage nach der Arbeit von trans- 
tel in Panama, die in den Wirkungsbereich des Bun- 
despresseamtes fällt, zugesagt. Der Ausschuß nahm 
die Beanstandungen des Bundesrechnungshofes zur 
Kenntnis und ersuchte das Auswärtige Amt bis zum 
30. Juni 1971 zu berichten, in welchem Umfang die 
Möglichkeiten des trans-tel-Vertrages auf dem Ge- 
biet der auswärtigen Kulturarbeit genutzt werden. 
Der Bericht ist inzwischen eingegangen. 

Zu Tz 60 

Das Auswärtige Amt hat mit Schreiben vom 29. Juni 
1970 mitgeteilt, daß zwischen dem Vertrag vom März 
1966 ein ergänzender Vertrag mit der Anstalt der 
ARD (Bayerischen Rundfunk) abgeschlossen wor- 
den ist. Darin ist im wesentlichen vorgesehen, daß 
das Auswärtige Amt für 200 000 DM unter Anrech- 
nung der gezahlten 167 000 DM die Vorführungs- 
rechte an den beiden Farbfilmen München I und II 
für die Auslandsvertretungen und die Goethe-In- 
stitute erhält, sowie ferner alle nicht kommerziellen 
Verwertungsrechte für acht andere Fernsehfilme des 
Bayerischen Rundfunks übernimmt. Außerdem be- 
teiligt sich das Auswärtige Amt an der Produktion 
von drei weiteren Farbfilmen und erhält alle nicht 
kommerziellen Verwertungsrechte im Ausland für 


100 000 DM. Das zuständige Prüfungsgebiet des Bun- 
desrechnungshofes hat die Ansicht vertreten, daß die 
finanzierten Projekte noch nicht voll ausgereift sind. 

Der Ausschuß hat das Auswärtige Amt ersucht 
sicherzustellen, daß nur ausreichend vorbereitete 
Projekte durchgeführt werden und beim Abschluß 
und bei der Abwicklung von Verträgen sorgfältiger 
verfahren wird. 

Zu Tz 61 und 62 

Der Ausschuß stellte fest, daß inzwischen die Richt- 
linien für die Gewährung von Zuwendungen an 
deutsche wissenschaftliche Lehrkräfte, die im Rah- 
men der deutschen Kulturarbeit im Ausland tätig 
sind, und die Richtlinien für die Übernahme von 
Kosten ihrer Aus- und Rückreise sowie des Umzuges 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen Anfang Juli 1970 ergangen und rückwir- 
kend vom 1. Januar 1970 in Kraft getreten sind. Der 
Ausschuß hat von der weiteren Entwicklung der An- 
gelegenheit Kenntnis genommen und das Auswär- 
tige Amt ersucht, über den Abschluß der Angelegen- 
heit bis zu Beginn der Haushaltsberatungen 1972 zu 
berichten. 

Zu Tz 63 und 64 

Der Ausschuß stellte nach ergänzender Darlegung des 
Bundesrechnungshofes fest, daß ein institutionell ge- 
förderter, auf kulturpolitischem Gebiet tätiger Ver- 
ein zur Erleichterung seiner Planung jeweils im De- 
zember des Vorjahres ein vorläufiges Bewilligungs- 
schreiben und außerdem im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung die Ermächtigung erhält, bis zur 
Erteilung des Bewilligungsbescheides Ausgaben zu 
leisten. Bei ordnungsgemäßer Haushaltsführung 
wäre es auch seitens dieses Vereins nicht erforder- 
lich gewesen, Leistungen vorzeitig in Anspruch zu 
nehmen. Der Ausschuß ersuchte das Auswärtige Amt, 
mit Nachdruck darauf hinzuwirken, daß Haushalts- 
mittel nicht weiterhin vorzeitig in Anspruch genom- 
men werden. 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

Zu Tz 65 bis 74 

Der Ausschuß hat die vom Bundesrechnungshof beim 
Deutschen Studentenwerk hinsichtlich der Verwen- 
dung der für die Studentenförderung bestimmten 
Mittel festgestellten umfangreichen Mängel einer 
eingehenden kritischen Betrachtung unterzogen und 
festgestellt, daß der Vorwurf, der Zuwendungsemp- 
fänger sei nicht hinreichend überwacht und die Vor- 
gänge seien oft schleppend behandelt worden, nicht 
ganz widerlegt werden konnte. 

Die Beanstandungen bezogen sich vor allem darauf, 
daß die Verwendungsnachweise sehr verspätet vor- 
gelegt worden sind, daß die nicht verbrauchten 
Stipendien und die in erheblichem Umfang einge- 
gangenen Tilgungsbeträge aus den den Studenten 
gewährten Darlehen bei Bonner Banken, noch dazu 
unter Vereinbarung eines ungewöhnlich niedrigen 
Zinssatzes festgehalten und erst mit erheblicher Ver- 
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Zögerung an die Bundeshauptkasse abgeführt wor- 
den sind. Der Zuwendungsempfänger hat die in den 
verspätet eingegangenen Bewilligungsbescheiden 
enthaltenen Auflagen und Bedingungen nicht einge- 
halten. Der Bundesrechnungshof hat außerdem eine 
nicht sachgerechte Stundungspraxis, die ungerecht- 
fertigte Einstufung einer Reihe von Angestellten 
sowie die Zahlung überhöhter Bezüge für Grund- 
gehälter, Ministerialzulagen und Kilometergeld be- 
anstandet. 

Die Aufklärung der Mängel war erschwert, weil das 
Buchungsverfahren des Zuwendungsempfängers un- 
zureichend war und er entgegen den übernommenen 
Verpflichtungen die Einsichtnahme in die Belege und 
Geschäftsunterlagen verweigerte, die seiner Auf- 
fassung nach den Eigenbereich betrafen. Es konnte 
daher nicht geprüft werden, ob alle dem Bund zu- 
stehenden Beträge vereinnahmt und an ihn abge- 
führt worden sind. Im Verlauf der Beratung wurde 
deutlich, daß es erhebliche Schwierigkeiten in der 
Zusammenarbeit mit dem Deutschen Studentenwerk 
gegeben hat und sich das Bundesinnenministerium 
und der Bundesrechnungshof gegenüber dem Deut- 
schen Studentenwerk mit Rücksicht auf die Fort- 
führung der Studentenförderung nicht hat durch- 
setzen können. 

Inzwischen ist ab 1969 ein mit dem Deutschen Stu- 
dentenwerk abgeschlossener Geschäftsbesorgungs- 
vertrag in Kraft getreten, in dem alle Bedingungen 
für den Auftrag, den der Zuwendungsempfänger für 
Bund und Länder durchzuführen hat, enthalten sind. 
Die früher aufgetretenen Schwierigkeiten hinsicht- 
lich der verspäteten Erteilung von Bewilligungs- 
bescheiden sind somit nicht mehr gegeben. Außer- 
dem sind im Juli 1970 konkrete Stundungsrichtlinien 
erlassen worden, die der besonderen Lage der Stu- 
denten nach Abschluß des Studiums Rechnung tragen. 

Von Bund und Ländern sind bis zum Jahre 1968 
gegenüber dem Deutschen Studentenwerk Rück- 
forderungen in Höhe von ca. 3,3 Millionen DM gel- 
tend gemacht, aber noch nicht beglichen worden. 
In die Gesamtforderungen sind auch die in den 
Jahren 1962 bis 1965 überzahlten Beträge für Grund- 
gehälter und andere Zulagen sowie Verzugszinsen 
für die zurückbehaltenen Mittel zum handels- 
üblichen Satz von 6 v. H. einbezogen worden. 

Anfang des Jahres sind mit dem Verein Vergleichs- 
verhandlungen über die gesamten Rückforderungen 
des Bundes und der Länder geführt worden. Da es 
im Zuge der Verhandlungen nicht möglich war, 
einen Überblick über die tatsächliche Vermögens- 
situation des Deutschen Studentenwerks zu erhalten, 
ist die Revisions- und Treuhand AG Frankfurt be- 
auftragt worden, einen Vermögensstatus zu erstel- 
len. Das Gutachten ist Mitte des Jahres eingegan- 
gen. Aufgrund der Feststellungen des Gutachtens 
wird das nunmehr zuständige Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft einen Vergleichs- 
vorschlag ausarbeiten, der ein weiteres Spitzen- 
gespräch zwischen Bund und Ländern zur Folge 
haben wird. 

Der Ausschuß sah sich aufgrund der Vorgänge ver- 
anlaßt, den Bundesrechnungshof zu bitten, in den 
Fällen, in denen sich bei laufender Prüfung solch 


gravierende Mängel heraussteilen, das Parlament 
nicht erst nach Jahren, sondern umgehend zu unter- 
richten. Der Bundesrechnungshof wurde insbeson- 
dere ersucht, die Tätigkeit des Deutschen Studenten- 
werks aufmerksam zu beobachten und den Aus- 
schuß zu unterrichten, falls sich Beanstandungen 
gleicher Art wiederholen sollten. 

Der Ausschuß erwartet bis zum 1. Juli 1972 einen 
eingehenden Bericht der Bundesregierung und eine 
Stellungnahme des Bundesrechnungshofes. In dem 
Bericht soll dargelegt werden, inwieweit die ge- 
forderten Mittel zurückgezahlt und die noch offenen 
Fragen bis dahin bereinigt worden sind; außerdem 
soll die Frage geprüft werden, ob die Verantwort- 
lichen des Deutschen Studentenwerkes strafrecht- 
lich zur Verantwortung gezogen werden können. 
Der Ausschuß hält es für geboten, daß der dem 
Bund entstandene Schaden voll und ganz ersetzt 
wird. 

Zu Tz 75 und 76 

Der Ausschuß ließ sich über den Sachstand unter- 
richten und sah die Angelegenheit wegen der in- 
zwischen von der Bundesregierung veranlaßten 
Maßnahmen als erledigt an. 

Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen 

Zu Tz 77 bis 79 

Der Ausschuß hat von den Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes und der inzwischen erfolgten 
Erledigung durch die Verwaltung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Zu Tz 80 bis 82 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß das zuständige 
Bundesministerium der Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes dadurch Rechnung getragen hat, daß es 
im Zuwendungsbescheid vom 10. Juli 1969 den Län- 
dern zur Auflage gemacht hat, Richtlinien über die 
Festsetzung von Gebühren für die Inanspruchnahme 
der Qualitätskontrolle zu erlassen. Die Gebühren 
waren 1969 so festgesetzt, daß mindestens 15 v. H. 
der Kosten durch das Gebührenaufkommen gedeckt 
werden. Für das Haushaltsjahr 1970 ist ein Anteil 
von 20 V. H. vorgesehen. In den Zuwendungsbeschei- 
den für 1971 und 1972 soll eine weitere Erhöhung 
des Anteils der Kostendeckung durch das Gebühren- 
aufkommen auf 25 V. H. bzw. 30 v. H. vorgesehen 
werden. Der Ausschuß hat die Ausführungen des 
Bundesrechnungshofes und die inzwischen getrof- 
fenen Maßnahmen zustimmend zur Kenntnis genom- 
men. 

Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 

Zu Tz 83 bis 89 

Das Bundesministerium hat sich dahin gehend ge- 
äußert, daß es den Vorschlägen des Bundesrech- 
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nungshofes weitgehend zu entsprechen beabsichtige 
und hierzu eine Novellierung des Schwerbeschädig- 
tengesetzes vorbereite, durch die zugleich der vom 
Bundesrechnungshof verlangte Erlaß einer Redits- 
verordnung entbehrlich werden soll. 

Entsprechend den Feststellungen der Bundesregie- 
rung im Aktionsprogramm für die Rehabilitation der 
Behinderten soll das Schwerbeschädigtengesetz der 
zwischenzeitlich eingetretenen Entwicklung ange- 
paßt werden. 

Der Ausschuß erwartet die alsbaldige Vorlage der 
Gesetzesnovelle. 

Zu Tz 90 und 91 

Nach eingehender Unterrichtung über den Sach- 
stand der Koordinierung bzw. der Entwicklung eines 
einheitlichen EDV- Verfahrens für die Kriegsopfer- 
versorgung ging der Ausschuß davon aus, daß unter 
Zugrundelegung der derzeit geltenden Reichsrech- 
nungslegungsordnung die Übernahme des in Nie- 
dersachsen praktizierten Verfahrens auf alle Län- 
der möglich sein sollte. Inzwischen hat sich das 
Land Bayern diesem Verfahren angeschlossen. Auch 
andere Länder haben angedeutet, daß sie sich dem- 
nächst anschließen würden. Demzufolge haben sich 
alle Länder, bis auf die Länder Nordrhein-West- 
falen und Rheinland-Pfalz sowie Hessen, von dem 
noch keine Stellungnahme vorliegt, für ein einheit- 
liches Verfahren ausgesprochen. 

Der Ausschuß hielt es für geboten, auch weiterhin 
auf die Einführung eines einheitlichen Verfahrens 
hinzuwirken, und erwartet bis zum 30. September 
1971 einen weiteren Bericht über den Sachstand. 

Zu Tz 92 und 93 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
beabsichtigt eine Neuregelung. Danach soll der Bun- 
deszuschuß an die hüttenknappschaftliche Pensions- 
versicherung im Saarland erhalten bleiben, aber 
nicht von der Höhe der Ausgaben abhängen, sondern 
entsprechend der mittelfristigen Finanzplanung auf 
jährlich 6 Millionen DM begrenzt werden. Ein ent- 
sprechender Gesetzentwurf liegt dem Parlament in- 
zwischen vor. Der Ausschuß geht davon aus, daß 
die Bedenken des Bundesrechnungshofes bei der Be- 
ratung des Gesetzentwurfs aufgegriffen werden. 
Der Ausschuß nahm angesichts des neuen Sachver- 
halts von den Ausführungen des Bundesrechnungs- 
hofes Kenntnis. 

Zu Tz 94 

Der Ausschuß stellt fest, daß die Bundesregierung 
eine abschließende Regelung der Angelegenheit 
durch den Erlaß einer Rechtsverordnung beabsich- 
tigt. In der mittelfristigen Finanzplanung sind hier- 
für bereits Mittel angesetzt. Die Länder erwarten 
jedoch eine Leistung, die über das hinausgeht, was 
in dem Verordnungsentwurf vorgesehen ist. Der 
Verordnungsentwurf wird insofern noch weiter er- 
örtert. 

Der Ausschuß hat die Bundesregierung ersucht, so- 
bald wie möglich die Rechtsverordnung nach Arti- 


kel 2 § 47 Abs. 2 ArVNG und Artikel 2 § 45 Abs. 2 
AnVNG zu erlassen. 

Zu Tz 95 

Der Ausschuß hat die Ausführungen des Bundes- 
rechnungshofes über die Übernahme von älteren 
Angestellten in das Beamtenverhältnis zur Kennt- 
nis genommen und die Auffassung vertreten, daß 
den angesprochenen Fragen bei der Neuregelung 
des öffentlichen Dienstrechts erneut nachgegangen 
werden sollte. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Zu Tz 96 bis 99 

Das für die Erprobung und Entwicklung neuer 
Schiffahrts- und Seezeichen zuständige Seezeichen- 
versuchsfeld hat die Kunststofftonnen und ihre Ver- 
ankerung inzwischen verbessert. Das Bundesver- 
kehrsministerium werde künftig darauf achten, daß 
Schiffahrtszeichen, darunter auch Tonnen, erst nach 
ausreichender Erprobung und Prüfung der Wirt- 
schaftlichkeit zu beschaffen sind. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß sich die Schluß- 
folgerung des Bundesrechnungshofes grundsätzlich 
und allgemein auf alle größeren Beschaffungsmaß- 
nahmen bezieht. 

Der Ausschuß sah die Angelegenheit im Hinblick 
auf die Erklärung des Bundesministers für Verkehr 
als erledigt an, sofern in diesem Zusammenhang zu- 
gleich sichergestellt ist, daß sich diese Erklärung 
auf alle Beschaffungsmaßnahmen bezieht. 

Zu Tz 100 bis 103 

Der Bundesminister für Verkehr hat sich nach län- 
geren Erörterungen der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes in Tz 100 angeschlossen und die Frage 
der Güteprüfung bei Betonarbeiten für die Bundes- 
wasser- und Schiffahrtsverwaltung (BWSV) einheit- 
lich geregelt. Jedoch haben noch nicht alle nachge- 
ordneten Stellen diesen Erlaß beachtet. Inzwischen 
hat der Bundesminister durch Erlaß vom 30. Okto- 
ber 1969 die Bundesanstalt für Wasserbau beauf- 
tragt und durch Errichtung eines Baustoffprüflabors 
in die Lage versetzt, Untersuchungs-, Entwicklungs- 
und Forschungsarbeiten auf dem Gebiet des Bau- 
stoffwesens und Bautenschutzes durchzuführen. Es 
bleibt künftiger Prüfung Vorbehalten und fest- 
zustellen, ob es wirtschaftlich noch zu vertreten ist, 
neben dem Zentrallabor der Bundesanstalt beson- 
dere Baustoffprüfstellen bei der Bundeswasser- und 
Schiffahrtsverwaltung (BWSV) zu unterhalten. Ver- 
stöße gegen den Erlaß des Bundesministers vom 
30. Juni 1966, durch den die Dienststellen der BWSV 
angewiesen worden sind, grundsätzlich keine Ab- 
rechnungsunterlagen für Unternehmer zu erstellen 
(Tz 101), hat der Bundesrechnungshof nicht festge- 
stellt. Der Bundesminister für Verkehr hat außerdem 
in dem Entwurf der „Zusätzlichen Vertragsbedingun- 
gen für die Ausführungen von Bauleistungen an den 
Bundeswasserstraßen (ZVBW)" Bestimmungen auf- 
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genommen, die den Auftragnehmer vertraglich ver- 
pflichten, die Kosten für besondere Untersuchungen 
bei vertragswidriger Ausführung von Bauwerkteilen 
(Tz 102) zu tragen. 

Eine Regelung über die Beistellung von Baustoffen 
durch die Verwaltung, die der Bundesrechnungshof 
in Tz 103 angesprochen hat, ist vom Bundesminister 
bisher noch nicht getroffen worden. 

Der Ausschuß hat den Bundesminister für Verkehr 
ersucht, 

1. sicherzustellen, daß sein Erlaß vom 15. Dezem- 
ber 1966 über die Führung des Gütenadiweises 
bei Beton- und Stahlbetonarbeiten künftig von 
allen nachgeordneten Stellen beachtet wird, 

2. darum bemüht zu sein, daß die ZVBW mit ihren 
Bestimmungen über die Kosten für besondere 
Untersuchungen bei vertragswidriger Bauausfüh- 
rung alsbald in Kraft treten, und 

3. eine Regelung über die Beistellung von Baustof- 
fen durch die Verwaltung in Kürze zu treffen. 

Im übrigen sah der Ausschuß die Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes als erledigt an. 

Der Bericht liegt inzwischen vor. 

Zu Tz 104 bis 107 

Zu der Beanstandung in Tz 105 stellte der Ausschuß 
fest, daß die im Jahre 1970 durchgeführte Versie- 
gelung der Fassade erneut Mängel gezeigt habe. 
Hierzu laufe noch ein Beweissicherungsverfahren 
aufgrund eines anhängigen Rechtsstreites. Zu Tz 
106 wird dargelegt, daß das Dach des Hochhauses 
inzwischen grundlegend erneuert worden ist. Hin- 
sichtlich der Beanstandung in Tz 107 hat die Ober- 
finanzdirektion Kiel aufgrund der komplizierten 
Rechtslage noch keine Entscheidung wegen der Gel- 
tendmachung von Ansprüchen treffen können. Der 
Ausschuß erwartet über den Sachstand zu den Tz 105 
und 107 einen abschließenden Bericht. Die Beanstan- 
dung zu Tz 106 sah der Ausschuß aufgrund der 
getroffenen Maßnahmen als erledigt an. 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Zu Tz 108 bis 111 

Die inzwischen vom Bundesminister der Verteidi- 
gung gegen Zollwidrigkeiten getroffenen Maßnah- 
men haben sich nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes zufriedenstellend ausgewirkt. Der Aus- 
schuß sieht die Angelegenheit demzufolge als erle- 
digt an. 

Zu Tz 112 bis 116 

Der Ausschuß nahm von der Beanstandung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis und erwar- 
tet, daß der Bundesminister der Verteidigung alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreift, um Verstöße 
der vom Bundesrechnungshof festgestellten Art für 
die Zukunft möglichst auszuschließen. 


Zu Tz 117 bis 119 

Nach eingehender Würdigung des Sadiverhalts 
nahm der Ausschuß von der Absicht des Bundes- 
ministers für Verteidigung, den Erlaß über das Tä- 
tigwerden von ehemaligen Soldaten und Beamten 
in der Wirtschaft unter Fühlungnahme mit dem Bun- 
desrechnungshof neu zu fassen, zustimmend Kennt- 
nis. 

Zu Tz 120 und 121 

Der Ausschuß stellte fest, daß die Prüfungstätig- 
keit des Bundesrechnungshofes in dem genannten 
Fall durch Verschleierungsversuche sowie durch un- 
wahre Angaben einzelner Bediensteter erheblich er- 
schwert worden ist. 

Der Ausschuß ging davon aus, daß der Bundes- 
minister der Verteidigung den Fall zum Anlaß ge- 
nommen hat, darauf hinzuwirken, daß sich derartige 
Vorgänge nicht wiederholen. 

Zu Tz 122 bis 126 

Der Ausschuß hat die Ausführungen des Bundesrech- 
nungshofes zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Zu Tz 127 bis 134 

Der Ausschuß erwartet von der Bundesregierung 
einen Bericht über die aufgrund der Anregungen 
des Bundesrechnungshofes zum Personaleinsatz bei 
den Flugplatz-Feuerwehren (Tz 127) eingeleiteten 
Maßnahmen. 

Die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes wur- 
den im übrigen zur Kenntnis genommen mit dem 
Ersuchen an den Bundesminister der Verteidigung, 

— die Entwicklung eigener Rüstwagen möglichst 
bald abzuschließen und, falls dies noch längere Zeit 
dauert, auf handelsübliche Fahrzeuge zurückzugrei- 
fen, damit die Sicherheit der Flugzeuginsassen ge- 
währleistet wird (Tz 129), 

— Feuerwehren auch in anderen Standorten in allen 
geeigneten Fällen zusammenzulegen (Tz 131), 

— die noch ausstehenden Maßnahmen zur Verbesse- 
rung des Brandschutzes (Tz 132) wegen der Gefahr 
für die in dem Bau Beschäftigten zu beschleunigen, 

— die Feuerwehren besser mit Ausbildungsmaterial 
auszustatten und eine zentrale Ausbildungsvor- 
schrift zu erlassen (Tz 133). 

Zu Tz 135 bis 137 

Der Ausschuß hat von der Beanstandung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis genommen, 
nachdem mitgeteilt wurde, daß der Bundesminister 
der Verteidigung inzwischen auf die Beschaffung 
weiterer Diesellokomotiven verzichtet hat und ei- 
gene Lokomotiven nur dort einsetzen wird, wo die 
Bundesbahn den Zubringer- und Verschiebedienst 
nicht oder nur gegen ein die Selbstkosten der Bun- 
deswehr übersteigendes Entgelt ausführen kann. 

Zu Tz 138 bis 149 

Der Ausschuß hat von den Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes zur Bekleidungswirtschaft für die 
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Bundeswehr zustimmend Kenntnis genommen und 
festgestellt, daß der Bundesminister der Verteidi- 
gung zugesagt hat, daß er künftig Beschaffungen 
(Erstbedarf) nur unter Berücksichtigung der Be- 
stände vornehmen wird (Tz 139). Der Bundesmini- 
ster bemüht sich, die überhöhten Wirtschaftsvorräte 
abzubauen, und hat inzwischen einen Abbau der 
Bestände im Wert von 300 Millionen DM durchge- 
führt. Aufgrund der neuen Bestimmungen über die 
Ermittlung von Ersatzbedarf an Bekleidung und per- 
sönlicher Ausrüstung (letzer Erlaß vom 6. April 
1970) sind die Vorräte bei den Wehrbereichsbe- 
kleidungsämtern und den Standortverwaltungen 
verringert worden. 

Zu Tz 142 hat der Bundesminister die Wehrbereichs- 
verwaltungen angewiesen, ihren Größenbedarf nach 
einem eigenen Schlüssel zu ermitteln, der jeweils 
nach dem Verbrauch der letzten Jahre oder nach 
Maßerhebungen bei den Einkleidungen zu berech- 
nen ist. Den Anregungen des Bundesrechnungshofes 
zur Vermeidung unwirtschaftlicher Lagerhaltung bei 
über- und Untergrößen hat der Bundesminister in 
einem Erlaß vom 12. November 1969 entsprochen. 

Die Überprüfungen des Bundesministers zur teil- 
weise bereits vollzogenen Verringerung des Aus- 
stattungssolls (Tz 146) werden fortgeführt. Der Bun- 
desminister der Verteidigung wird dem Bundes- 
rechnungshof sobald als möglich eine Übersicht über 
die Ergebnisse übersenden. 

Der Bundesminister der Verteidigung hält die der- 
zeitige Bekleidungswirtschaft für die Bundeswehr 
für zweckmäßiger und wirtschaftlicher als eine de- 
zentralisierte Selbstbewirtschaftung durch die Trup- 
penteile (Tz 148). Der Bundesrechnungshof wird 
noch Erhebungen anstellen, um die Angelegenheit 
abschließend beurteilen zu können. 

Der Ausschuß erwartet, daß der Bundesminister der 
Verteidigung die noch erforderlichen Maßnahmen 
zur Beseitigung der Mängel sobald wie möglich zum 
Abschluß bringt. 

Zu Tz 150 bis 168 

Der Ausschuß nimmt nach eingehender Unterrich- 
tung über den Sachstand davon Kenntnis, daß der 
Bundesrechnungshof bei seinen weiteren Prüfungen 
(Tz 150 bis 152) keinen neuen Fall festgestellt hat, 
in dem die vom Bundesverband der Deutschen 
Ziegelindustrie gegebenen Hinweise nicht beachtet 
wurden oder aus anderem Grund Feuchtigkeitsschä- 
den aufgetreten sind, und daß im übrigen alle Rück- 
forderungsbeträge inzwischen dem Bund zugeführt 
wurden (Tz 153 bis 168). 

Zu Tz 169 bis 171 

Der Ausschuß schließt sich nach Unterrichtung über 
den Sachverhalt (Beschaffung von Schnellen Minen- 
suchbooten) der Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes an und stellt mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Verteidigung fest, daß Waffen und 
Gerät erst dann beschafft werden dürfen, wenn sie 
ausreichend erprobt worden sind. 

Der Ausschuß nimmt davon Kenntnis, daß in dem 
beanstandeten Fall ein Haftungsanspruch nicht gel- 


tend gemacht werden könne, da hier mit den Werf- 
ten ein Vergleich zustande gekommen ist, wonach 
diese von dem aus der Verwendung ungeeigneten 
Sperrholzes entstandenen Schaden nahezu 1,6 Mil- 
lionen DM übernommen haben. 

Zu Tz 172 bis 175 

Der Ausschuß hält es aufgrund der Vorkommnisse 
bei dem Bau von Klein-U-Booten ebenfalls für ge- 
boten, daß künftig Waffen und Gerät erst dann be- 
schafft werden, wenn sie ausreichend erprobt sind. 
Er erwartet, daß Maßnahmen getroffen werden, die 
geeignet sind, die Wiederholung der beanstandeten 
Vorkommnisse auszuschließen. 

Zu Tz 176 bis 178 

Der Ausschuß nimmt von den Ausführungen des 
Bundesrechnungshofes und den Maßnahmen des 
Bundesministers der Verteidigung, wonach die 
Erprobungsstelle der Bundeswehr für Betriebsstoffe 
durch Erlaß vom 17. Februar 1970 aufgelöst und die 
Stellen für das Vorauspersonal in das Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung verlegt worden 
sind, zustimmend Kenntnis. 

Zu Tz 179 und 180 

Der Ausschuß schließt sich der Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes im Zusammenhang mit dem 
Betrieb und der Instandsetzung von Dienstfahrzeu- 
gen an und ersucht den Bundesminister der Ver- 
teidigung sicherzustellen, daß künftig Maßnahmen 
von finanzieller Bedeutung Kosten-Nutzen-Unter- 
suchungen nach § 7 Abs. 2 BHO vorangehen. 

Einzeiplan 15 — Bundesminister für Gesundheits- 
wesen 

Zu Tz 181 und 182 

Der Ausschuß erwartet, daß der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit nachdrücklich dar- 
auf hinwirkt, daß die in der Gesundheitserziehung 
— im weiteren Sinn — tätigen und von ihm ge- 
förderten Institutionen ihre Aufgabe koordinieren 
und ihre Organisation so vereinfachen, damit die 
für die Zuwendungen zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel möglichst wirtschaftlich verwendet 
werden. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Zu Tz 183 und 184 

Der nunmehr zuständige Bundesminister des Innern 
hat den Vorstellungen des Bundesrechnungshofes 
entsprochen und sich mit Erfolg bemüht, die Zu- 
wendungen an das Institut allmählich abzubauen. 
Bis 1972 sollen die Zuwendungen ganz wegfallen. 
Der Ausschuß erwartet, daß wie beabsichtigt ver- 
fahren wird, und ersuchte den Bundesminister des 
Innern, den Ausschuß zu unterrichten, sofern die 
Zuwendungen nicht bis 1972 weggefallen sind. 
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Einzelplan 29 — Bundesminister für Familie und 
Jugend 

Zu Tz 185 und 186 

Der Bundesrechnungshof beabsichtigt, zu dem Vor- 
gang nach erneuter Prüfung nochmals Stellung zu 
nehmen. Anlaß dazu hat ein vom Zuwendungs- 
empfänger vorgelegtes Gutachten gegeben, in dem 
festgestellt wird, daß ein Neubau in vielen Bezie- 
hungen zeitgemäßer und moderner hätte gestaltet 
werden können als der Altbau. 

Der Ausschuß erwartet nach erneuter Prüfung des 
Sachverhalts einen abschließenden Bericht des Bun- 
desrechnungshofes. 

Versorgung (Einzelplan 33) 

Zu Tz 187 bis 192 

Der Ausschuß nimmt die Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis. Es wird als Mangel 
empfunden, daß die in § 160 a BBG erlassene Re- 
gelung über die Doppelversorgung (Anrechnung 
von Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes auf das Ruhegehalt) nur Anwendung 
findet, wenn das Beamtenverhältnis nach dem 
31. Dezember 1965 begründet worden ist. Als unbe- 
friedigend habe sich nach der Tz 190 herausgestellt, 
daß bei Versorgungsfällen für ehemalige Beamte, 
die nach dem 8. Mai 1945 bei ihrem früheren oder 
einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn in 
der sowjetischen Besatzungszone in einem sozial- 
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis 
weiter beschäftigt wurden und ihren Wohnsitz erst 
nach dem 31. Dezember 1952 in die Bundesrepublik 
verlegt haben, die Anrechnungsregelung des 
Fremdrentengesetzes noch nicht erweitert oder die 
Einbeziehung dieser Versorgungsfälle in den § 160 a 
BBG noch nicht vorgenommen worden ist. 

Der Ausschuß erwartet, daß die Bundesregierung 
die in der Tz 190 angesprochene gesetzliche Neu- 
regelung einleitet. Der Ausschuß stellt fest, daß 
bei der Anwendung der Verwaltungsvorschriften 
(Tz 191) über die Anrechnung von Renten auf Unter- 
haltsbeiträge inzwischen einheitlich verfahren wird. 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 

Zu Tz 193 bis 196 

Die Beratung ergab, daß der Anregung des Bundes- 
rechnungshofes, auf eine umfassende Teilnahme an 
einer zentralen elektronischen Datenverarbeitung 
bei der Kriegsschadenrente hinzuwirken, gefolgt 
worden ist. Von den insgesamt 239 Lastenaus- 
gleichsämtern sind nunmehr 212 Ämter an der zen- 
tralen Anlage des Bundesausgleichsamtes beteiligt. 

Der Ausschuß betrachtet die Angelegenheit auf- 
grund der von der Verwaltung getroffenen Maß- 
nahmen als erledigt. 

Zu Tz 197 bis 199 

Der Ausschuß betrachtet die Angelegenheit als 
erledigt, nachdem das Finanzanpassungsgesetz am 


19. Juli 1971 mit der Maßgabe verabschiedet wor- 
den ist, daß die bisherige Kostenverteilung der 
Ausgleichsverwaltung zwischen Bund und Ländern 
noch bis zum 31. Dezember 1973 weiter bestehen 
bleibt und die Übernahme der Kosten durch die 
Länder ab 1. Januar 1974 erfolgt. 

Zu Tz 200 bis 202 

Der Ausschuß nimmt davon Kenntnis, daß die Sätze 
der Unterhaltshilfe inzwischen durch die Verabschie- 
dung des Dritten Unterhaltshilfeanpassungsgesetzes 
zeitnäher als in früheren Jahren den übrigen Renten 
angeglichen worden sind. 

ERP-Sondervermögen 

Zu Tz 203 und 204 

Nach ausführlichen und anhand der Tatsachen dar- 
gelegten Erörterungen wurde der Ausschuß dahin 
gehend unterrichtet, daß der damalige Bundesschatz- 
minister für ein Vorhaben in einem Entwicklungs- 
land ein Darlehen trotz der vom Hauptleihinstitut 
geäußerten Bedenken mit der Begründung gewährt 
habe, daß 

— die beteiligten Bundesressorts sowie maßge- 
bende Persönlichkeiten die vorgesehene Maß- 
nahme befürwortet hätten, die Wirtschaftlichkeit 
der Maßnahme von Dritten geprüft und positiv 
beurteilt worden sei, 

— der Partner im Entwicklungsland über besonders 
gute Beziehungen verfüge und deshalb mit aus- 
reichenden Aufträgen gerechnet werden könne, 

— dem Hauptleihinstitut Geräte mit einem Neu- 
wert von rund 544 000 DM als Sicherheit über- 
eignet worden seien. 

Es wurde dargelegt, daß ein kausaler Zusammen- 
hang zwischen der im Jahre 1963 erfolgten Dar- 
lehnsgewährung und dem später aufgrund der poli- 
tischen Entwicklung in dem Entwicklungsland ein- 
getretenen Schaden nicht behauptet werden könne. 

Der zunächst erzielte Gewinn sei von der Firma des 
Entwicklungslandes wegen der später eingetretenen 
politischen Entwicklung nicht transferiert worden. 
Der eingetretene Schadensfall sei zum Zeitpunkt der 
Darlehnsgewährung nicht vorauszusehen' und von 
der Firma des Entwicklungslandes insofern nicht zu 
vertreten gewesen. 

Der Ausschuß hielt es für geboten, die Bundes- 
regierung zu ersuchen sicherzustellen, daß künftig 
besonders bei Einzelvorhaben privater Unterneh- 
men in den Entwicklungsländern der wirtschaft- 
lichen Beurteilung, bei der neben dem Vorhaben 
selbst auch die Kreditwürdigkeit des Unternehmens 
und seiner Geschäftsführung zu berücksichtigen 
sind, gegenüber den politischen Erwägungen grö- 
ßere Bedeutung beigemessen wird. 

Schlußbemerkung 

Zu Tz 205 

Keine Bemerkungen des Ausschusses. 
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